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Prozesse gegen Angehörige! 


Im Januar 1989 besetzten wir Angehörige für einige Stunden das Ju- 
stizministerium in Stuttgart, um den Justizminister auf den Gesund- 
heitszustand von Günter Sonnenberg aufmerksam zu machen und für 
seine Freilassung einzutreten. Alle Beteiligten bekamen ein Verfah- 
ren. Im ersten Prozeß gegen drei von uns in dieser Sache (wir haben 
keinen gemeinsamen Prozeßtermin), wurden Geldstrafen von über 
1000 DM verhängt. 

Dies war schon eine erschreckende Erfahrung für uns, daß hier 
nur über Hausfriedensbruch zu Gericht gesessen wurde, ohne die 
Gründe hierfür, nämlich Günters Krankheit, zu berücksichtigen. 
Nach dem Urteil gingen wir in Revision, aber auch der Staatsanwalt. 

Nun bekamen wir von der Staatsanwaltschaft ein Schreiben, in 
dem es heißt, daß nach dem in der Hauptverhandlung erkennbaren 
Verhalten der Angeklagten die Verhängung einer Geldstrafe zur Ein- 
wirkung auf die Täter nicht ausreichend erscheine. 

Die Staatsanwaltschaft will also eine schärfere Strafe, weil unser 
Verhalten im Prozeß nicht von Duckmäusertum, Angst oder Reue 
bestimmt war. Aber auch mit der höheren Strafe werden sie uns nicht 
zum Schweigen bringen. 

In diesem Verfahren zur Justizministeriumsbesetzung ist jetzt ein 
weiterer Prozeßtermin bekannt, nämlich gegen die Mutter von Adel- 
heid Schulz, Vreni Lauterbach, am 25.9.90 in Stuttgart. Ort und 
Uhrzeit bitte unter der Nummer (040) 2204278 erfragen. 

Der Prozeß gegen Adelheid Hinrichsen und Christiane Schneider, 
der wegen Krankheit des Richters vertagt wurde, findet jetzt am 
17.10. um 12.00 Uhr im Kölner Amtsgericht, Luxemburger Str., 
Raum 13 statt. Im Prozeß geht es um einen Abschnitt der Angehöri- 
gen-Erklärung, in dem wir schreiben, daß Ulrike Meinhof, Jan Carl- 
Raspe, Andreas Baader, Gudrun Ensslin und Ingrid Schubert ermor- 
det worden sind. 

Wir brauchen Eure Unterstützung. 





Zum Hungerstreik in Spanien 





288 Tage sind es, die sich die Gefangenen aus GRAPO und PCE(r) 
im Hungerstreik für ihre Wiederzusammenlegung befinden. Vor ein 
paar Tagen haben wir ein Interview erhalten, das die baskische Ta- 
geszeitung „egin“ mit einem der hungerstreikenden Gefangenen ge- 
führt hat. Wir drucken es hier ab. 

Wie auch aus den BRD-Medien zu erfahren war, gab es am 6.9. 
verschiedene Aktionen der GRAPO. Nach vorhergehender War- 
nung explodierten in Madrid in der Börse, im Wirtschaftsministeri- 
um und im Verfassungsgericht drei Bomben. Im Ministerium wurde 
der gesamte 11. Stock, die Abteilung für Außenhandel, zerstört; in 
der Börse gab es mehrere Leichtverletzte, das Gebäude war nicht ge- 
räumt worden. | 

Wir haben mittlerweile den Wortlaut einer Solidaritätserklärung 
des Bundesvorstandes der Grünen zum Hungerstreik von Ende Juni 
vorliegen. Leider wurde er uns erst so spät zugeschickt. Wir veröf- 
fentlichen ihn hier und wären froh, wenn so klaren und guten Worten 
auch entsprechende Taten folgen würden. Es läßt sich damit arbei- 
ten. 

Am Freitag, den 27.8., fand in Hildesheim eine Info-Veranstal- 
tung statt. In Bonn findet am 18.9. eine weiter Kundgebung vor dem 
spanischen Konsulat statt. Seit dem 28.7. findet in Mainz auf dem 


Theaterplatz jeden Samstag von 11 bis 12 Uhr ein Solidaritätstrom- 
meln statt. Die Beteiligung ist unterschiedlich und liegt zwischen 10 
und 30 Menschen. Der Info-Tisch wird auch von Passanten gut be- 
sucht; es sind viele interessiert und bereit, zur Unterstützung der 
Hungerstreikenden ihre Unterschrift zu geben, gerade auch ältere 
Menschen. 


Interview mit Hierro Chomön, 
Gefangener aus den GRAPO 


Fernando Hierro Chomön ist 45 Jahre alt und seit 13 Jahren im Ge- 
fängnis. Das Urteil gegen ihn beläuft sich auf mehr als 500 Jahre. Er 
befindet sich seit dem 5. Dezember im Hungerstreik. 


EGIN: Fast neun Monate sind seit Beginn des Hungerstreiks vergan- 
gen — wie ist die physische und geistige Verfassung der Gefange- 
nen ? 

Fernando Hierro Chomön: Die physischen Schäden sind sehr gravie- 
rend und in fast allen Fällen irreversibel. Der Hungerstreik hat einen 
Punkt erreicht, wo man sagen kann, daß die Folgeerscheinungen, die 
bleiben werden, sehr umfassend und schwer sind. Innerlich sind wir 
schon zerstört. 

Wie es uns geistig geht, zeigt die Tatsache, daß wir seit neun Mo- 
naten diesen Kampf führen, uns mit der festen Entschlossenheit zur 
Wehr setzen, weiterzumachen, bis wir das erreichen, was wir for- 
dern. 


Wie geht es Euch innerlich ? Wie vergehen die Tage ? 

Das, was uns stützt, ist unsere ideologische Einheit und Festigkeit; 
dagegen können sie wenig unternehmen. Der Hungerstreik und die 
Folter, mit der sie eine langsame Agonie in die Länge ziehen, sind 
sehr, sehr hart, die Tage vergehen sehr langsam, die Nächte dauern 
ewig, weil sich der Stoffwechsel verändert hat und Schlafen unmög- 
lich ist. 

Die physischen Schmerzen sind sehr stark, von den Knochen bis 
zur Leber. Ständig Durchfall . . . Die Isolation ist sehr hart, um Dich 
herum alles feindliche und repressive Umgebung ... Mit ihren Ab- 
sichten, uns dazu zu verurteilen, allein und jeder Art von Erniedri- 
gungen und Repressalien ausgesetzt von Knast zu Knast zu irren, 
wird das alles allerdings noch viel schlimmer. Wir wissen, daß wir 
nur eine Wahl haben — und sie wissen das auch: die Zusammenle- ` 
gung erreichen oder dabei sterben. 


Welches sind die härtesten Momente ? 

Es ist schwer, den Streik in mehr oder weniger harte Momente zu un- 
terteilen. Doch vielleicht so: Grausam ist der Tod von Sevillano oder 
wenn Dich Nachrichten erreichen, daß sich dieser oder jener Genos- 
se in äußerst zugespitztem Zustand befindet. Physisch sind die 
schlimmsten Augenblicke die der Zwangsernährung. 


Es gibt Leute, die bestreiten, daß die Zwangsernährung, das, was sie 
einschließt, eine Form von Folter ist. Kannst Du Dir erklären, wie 
das kommt ? 

Die Regierung hat versucht, die Zwangsernährung als einen humani- 
tären Akt hinzustellen, während sie mit ihr schlichtweg versuchte, 
uns die einzige Waffe, die wir zu unserer Verteidigung haben, aus 
den Händen zu schlagen: den Hungerstreik. Die Zwangsernährung 
hat sich als unwirksam erwiesen, uns am Leben zu erhalten, und 
führt allein dazu, die Agonie mit einem Maximum an Leiden zu ver- 
längern, weil sie die physische Zerstörung nicht verhindert. Selbst 
progressive Ärzte haben öffentlich gesagt, daß sie Folter ist. 

Eine Form von Folter — man sieht es an der Schweinerei, daß sie 
Dich an Händen und Füßen fesseln, selbst den Kopf festbinden, über 
Tage und Tage, mit all dem, was das bedeutet. Die brutale Einfüh- 
rung der Schläuche durch Mund und Nase, die es Dir unmöglich 
macht, zu atmen, führt zu Übelkeit, ständigem Durchfall und kann 
Geschwüre und Verletzungen hervorrufen. Ständig wirst Du mit 
Nadeln und Kathedern bombardiert, mit denen sie Dir Arme und 
Beine verletzen. Es gibt Schläge und Gerangel, um Dich niederzu- 
zwingen und festzubinden ... Und zu all dem Gesagten muß man 
noch hinzufügen, daß Du weißt, daß später, wenn sie fertig sind und 
aufhören, Du erneut den gleichen Leidensweg durchlaufen mußt, 
nur mit noch größeren physischen Schäden. 
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In welche Phasen könnte man den Hungerstreik auf seiten der mini- 
steriellen Behörden unterteilen ? 

Etwa drei Etappen haben wir erlebt. Die die ersten 40 oder 50 Tage 
des Streikes umfaßt, charakterisiert sich durch den Versuch, uns 
durch Isolation und eine ständige Verfolgung davon abzubringen — 
doch sie scheiterten. | 

Die zweite Phase beginnt mit den Notverlegungen in zivile Kran- 
kenhäuser aufgrund des bedrohlichen Zustandes, in dem wir uns be- 
finden. Das bewirkte, daß die Medien ihr Schweigen brachen, das 
sie bis dahin aufrechterhalten hatten. Damit ergab sich für sie ein 
neues Problem: die Stimmen, die laut wurden und uns wohlgesonnen 
sind, zum Schweigen zu bringen. Auch zeichnet sich diese Phase 
durch ihren Versuch aus, den Hungerstreik mit der Anwendung von 
Zwangsernährung zu beenden, doch an mehreren Orten schlug das 
fehl. Der Tod des Genossen Sevillano zeigt, daß dieser Versuch ge- 
scheitert ist. 

Die dritte Phase ist die, in der wir uns jetzt befinden: eine Rück- 
kehr zu den Richtlinien vom Anfang, mit strikten Anordnungen, 
nicht in die Krankenhäuser verlegt zu werden, immer stärkerer Iso- 
lation und der Verwendung aller Tricks, um uns auseinanderzudivi- 
dieren. Doch alles, was sie tun, zeigt nur wieder neu ihr Scheitern 
und daß es nur eine Lösung gibt: Zusammenlegung. 

Wie viele tote Hungerstreikende werden sie tragen können? Dar- 
über hinaus muß man die neuen Probleme und die Streitigkeiten un- 
ter ihnen sehen, wie das Justizministerium die Schuld auf das Innen- 
ministerium abwälzt und umgekehrt. Mit jedem Tag, den wir weiter- 
gehen, erobern wir eine Sprosse mehr an Solidarität und erleiden sie 
dagegen einen schweren politischen Schaden. Die Wiedereingliede- 
rung, die sie mit der Auseinanderlegung verfolgt haben, ist geschei- 
tert. 


Kannst Du die Existenz von Kontakten des Ministeriums mit Euch vor 
Wochen bestätigen? Was waren die Grenzen, und wie hörten sie 
auf? 

Kontakte hat es mit niemandem von uns gegeben, abgesehen von den 
gescheiterten Versuchen, die es in verschiedenen Knästen gab und 
noch weiter gibt, daß wir den Streik abbrechen sollen und sie dann 
später schauen würden, was sie machen könnten. Also, Kontakte: 
absolut nichts. Zudem haben die Strafvollzugsbehörden und das Ju- 
stizministerium die Angebote einiger Persönlichkeiten und Institu- 
tionen, als Vermittler zu fungieren und eine Lösung herbeizuführen, 
abgelehnt. 

Besagte Lösung kann eben nicht darin bestehen, zu der Auseinan- 
derlegung zurückzukehren, die sie uns im September ’89 aufge- 
zwungen haben, sondern wieder die Situation herzustellen, die wir 
im Gefängnis von Soria vor ’87 hatten. 

(Entnommen der baskischen Tageszeitung „egin“, 26. August 1990) 


Erklärung des GRÜNEN-Bundesvorstands 


Zum Hungerstreik der spanischen Gefangenen aus Grapo und 
PCEI/r erklärt der Bundesvorstand der GRÜNEN: 

Alarmiert durch den schon sechs Monate andauernden Hungerstreik 
von politischen Gefangenen in spanischen Gefängnissen und durch 
den Tod von einem dieser Gefangenen, fordern wir die sozialistische 
spanische Regierung auf, unverzüglich in Gespräche mit den hun- 
gerstreikenden Gefangenen einzutreten, um eine humane, politisch 
vernünftige Lösung des Konflikts zu ermöglichen. 

Sonderhaftbedingungen für politische Gefangene mit jahrelanger 
Isolation haben das Ziel, den politischen Gefangenen ihre Identität 
zu nehmen, sie als Menschen zu brechen. 

Isolationshaft und ein technologisch hochgerüsteter, sich immer 
mehr ausdehnender Polizeiapparat sind Teil des ‚Modell Deutsch- 
land‘, gegen das und dessen Export in andere Länder wir uns stets 
vehement engagiert haben. Hungerstreik gegen solche unmenschli- 
chen Haftbedingungen ist als legitimes Mittel weltweit anerkannt. 
Der Versuch, durch die sogenannte Koma-Lösung den Hungerstreik 
zu unterlaufen, birgt die Gefahr irreversibler Gesundheitsschäden in 
sich und ist mit humanitären Grundsätzen nicht zu vereinbaren. 

Wir unterstützen die Forderung der politischen Gefangenen in 
Spanien auf Aufhebung der Isolation und für die Zusammenlegung in 
großen kommunikationsfähigen Gruppen unter menschenwürdigen 
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Haftbedingungen. 

Wir erwarten von der spanischen Regierung, daß sie diese Forde- 
rung erfüllt. Der Tod weiterer Menschen darf nicht riskiert werden. 
(Die Grünen, Nr. 109/90; Datum: 29. 6.90) 


USA 


Erklärung der sechs antiimperialistischen 
Gefangenen in den USA: Der ‚„Widerstands- 
Verschwörungs-Fall‘ nähert sich einer Lösung 


Die Verteidigung im „Widerstands-Verschwörungs-Fall“ hat mit 
der US-Regierung ein prozessuales Übereinkommen erreicht. 


Alle Anklagepunkte gegen Alan, Tim und Susan, die bereits in vor- 
herigen Prozessen wegen Verschwörung verurteilt wurden und des- 
halb vorbringen können, daß dieser Fall eine Doppelverurteilung 
darstellen würde, werden fallengelassen. 

Marilyn, Linda und Laura bekennen sich schuldig der Verschwö- 
rung und der Bombardierung des Capitols. Laura wird sich zusätz- 
lich eines der fünf Anklagepunkte in ihrer noch nicht verhandelten 
„„Baltimore‘‘-Anklageschrift schuldig bekennen. 


Unsere Motivation dafür, in Verhandlung zu treten, war das Wieder- 
auftreten von Krebs bei Alan — 

wir fühlten, daß das der einzige Weg war, um sicherzustellen, daß er 
nicht dem Streß eines Gerichtsverfahrens und der Möglichkeit einer 
längeren Verurteilung ausgesetzt würde. Mit dem Fallenlassen der 
Anklagepunkte im ‚‚Widerstands-Verschwörungs-Fall“ hat Alan 
eine viel bessere Chance, eine Strafaussetzung zu erreichen und aus 
dem Gefängnis herauszukommen, um sich erfolgreich von der Che- 
motherapie zu erholen. 

Juristisch war unserer Einschätzung nach die Verurteilung nach 
allen Anklagepunkten sehr wahrscheinlich wegen des Anklagecha- 
rakters der ‚gemeinsamen Absicht‘. Um uns zu verurteilen, 
braucht die Regierung uns die persönliche Teilnahme an den Bom- 
bardierungen nicht zu beweisen. 


Jede/r von uns würde dann zu zusätzlichen 40 oder 45 Jahren Haft 
verurteilt werden. In politischen Verfahren sind höchste Strafmaße 
die Regel — Urteile, die in großem Mißverhältnis zu den konkreten 
Anklagepunkten stehen. Aus diesem Grund hat Linda bereits ein Ur- 
teil von 35 Jahren, Susan und Tim haben 58 Jahre und Marilyn 70 
Jahre. Unter den Bedingungen des prozessualen Übereinkommens 
erhalten drei von uns gar keine zusätzliche Strafzeit, Marilyn und 
Linda erwarten maximal 15 Jahre zusätzlich und Laura eine Verur- 
teilung zu höchstens 20 Jahren. 


Wir hatten eine intensive Diskussion über die politische Annehmbar- 
keit eines solchen Vergleichs. Jahre des Kampfes um politische Ge- 
fangene und Kriegsgefangene und eine Serie politischer Prozesse 
(wegen Verschwörung) im Laufe der letzten fünf Jahre schufen Be- 
dingungen, die uns in die Lage versetzten, den politischen Charakter 
der Verfolgung relativ schnell bloßzustellen. Wir stellten immer die 
Notwendigkeit, Widerstand gegen die Kriegsverbrechen der USA zu 
leisten, in den Brennpunkt, und nicht die Frage von individueller 
Schuld oder Unschuld. Als Ergebnis davon waren wir in der Lage, 
die Bemühung der Regierung zurückzuschlagen, uns und die antiim- 
perialistische Bewegung, aus der wir kommen und für die wir ste- 
hen, zu kriminalisieren. Wir fühlen, daß wir fähig waren, den ‚Wi- 
derstands-Verschwörungs-Fall‘‘ dazu zu nutzen, bei der Entkrimi- 
nalisierung des antiimperialistischen Widerstandes mitzuhelfen. Die 
breite Unterstützung, die Ihr uns in diesem Fall habt zukommen las- 
sen, hat bedeutet, daß wir in der Lage waren, unsere politischen Zie- 
le zu erreichen, und es nun nicht nötig haben, durch ein Gerichtsver- 
fahren zu gehen, um die Strafverfolgung bloßzustellen und zu zei- 
gen, daß wir politische Gefangene und keine Terroristen sind. Im 
Ergebnis sind wir jetzt fähig, weiterzugehen und unsere Energien 
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Marilyn Buck, Linda Evans, Tim Blunk, Laura Whitehorn, Susan Rosenberg, Alan Berkman 


und unsere Findigkeit dem Kampf um die Befreiung aller politischen 
Gefangenen und Kriegsgefangenen zu widmen. 


Wir glauben, daß dieser politische Erfolg uns die Grundlage liefert, 
juristisch flexibel zu sein. Wir glauben auch, daß, indem wir alles 
tun, was wir können, um Alans Leben zu retten, dies ein Ausdruck 
unserer revolutionären Politik ist — eine Verpflichtung zur Kame- 
radschaft, zur Liebe und zum Leben. Daß andere von uns die Urteile 
erlassen bekommen und daß das Strafmaß für die anderen drei be- 
grenzt wird, ist auch wichtig. 


Der ‚‚Widerstands-Verschwörungs-Fall‘“ wird offiziell irgendwann 
im September oder Oktober beendet sein, aber wir sechs werden po- 
litische Gefangene bleiben. Mit der Ausnahme von Alan, der nach 
maximal zwei Jahren rauskommen wird, werden alle von uns Lang- 
zeitstrafen haben. Alan wird sich monatelang der Chemotherapie un- 
terziehen, und es ist immer noch vorgesehen, ihn in den Knast S.S.P. 
Marian zurückzuschicken,;, Tim wird definitiv dorthin zurückge- 
schickt. Wir nehmen an, daß die meisten oder alle von uns Frauen ins 
Hochsicherheitsgefängnis in Marianna, Florida, geschickt werden. 


Wir schließen uns den anderen politischen Gefangenen und Kriegs- 
gefangenen an, die von der US-Regierung gefangengehalten wer- 
den. Wir verlassen uns auf die Arbeit und die Verpflichtung von 
Euch draußen, die Ihr uns helft, den repressiven Bedingungen stand- 
zuhalten, in denen wir gefangengehalten werden, den physischen 
Mißhandlungen, denen wir unterworfen sein werden, und den fort- 
gesetzten Angriffen auf unsere politische Identität durch Isolation 
und „spezielle-Sicherheits““-Maßnahmen. Für uns alle, die wir we- 
gen unserer politischen Aktivitäten und Überzeugungen inhaftiert 
sind, hängen unsere Chancen der Freilassung von der Stärke der 
Bewegung für die Befreiung aller politischen Gefangenen und 
Kriegsgefangenen ab. Durch die gemeinsamen Bemühungen von uns 
innerhalb der Gefängnisse und Euch draußen glauben wir, daß diese 
Bewegung in den 1990er Jahren aufgebaut werden kann. 
VENCEREMOS! | 

Alan Berkman, Marilyn Buck, Tim Blunk, Linda Evans, Susan Ro- 
senberg, Laura Whitehorn 


(Ein ausführliches Interview mit den sechs antiimperialistischen politischen 
Gefangenen in den USA vom Oktober 1989 ist als Broschüre erhältlich. 
„Was wir niemals aufgeben werden, ist unsere Fähigkeit, Widerstand zu lei- 
sten.“ Hrsg. vom Infobüro für Gefangene in Hamburg, zu beziehen über: 
GNN-Verlag, Zülpicher Str. 7, Postfach 260226, 5000 Köln 1. Preis: .2,50 
DM, 42 Seiten) 


Menschenrechtskonferenz in den USA 


Vom 7. bis 10. Dezember 1990 wird in New York eine internationale 
Menschenrechtskonferenz stattfinden. Es soll ein Tribunal werden, 
das sich in der Tradition der Russell-Tribunale in den 70er Jahren 
versteht. Den inhaltlichen Schwerpunkt stellt die Situation der politi- 
schen Gefangenen in den USA dar (und zwar indianische, schwarze, 
mexikanische, puertorikanische und weiße antiimperialistische poli- 
tische Gefangene sowie einige Gefangene aus europäischen: Nationa- 
litäten, die dort in den USA inhaftiert sind). Das Tribunal selbst ba- 
siert auf Symposien, die es hierzu bereits gab bzw. geben wird, wie 
eines in Manhattan am 28. April 1990, an dem mehr als 300 Men- 
schen teilnahmen, eines in New York am 28. Juli 1990, das sich 
hauptsächlich mit ‚‚religiösen Führern‘‘ der verschiedensten Kon- 
fessionen hierzu befaßte (anwesend waren 45 „religiöse Führer‘), 
und eines, das am 24. Oktober 90 stattfinden wird. Letzteres soll eine 
literarische Sitzung in Solidarität mit den politischen Gefangenen 
werden, zu dem Schriftsteller aus der 3. Welt und aus Nordamerika 


- geladen sind. Die Ergebnisse dieser Symposien sollen gedruckt und 


veröffentlicht werden und so z.B. von Lehrern und Professoren im 
Unterricht und von Menschenrechtsorganisationen anderweitig ver- 
wendet werden. 

Den Abschluß soll dann das oben erwähnte Tribunal bilden, das 


~- wiederum in verschiedene Phasen aufgegliedert ist, zuerst Defini- 


tion „politischer Gefangener“, dann Menschenrechtsverletzungen 
gegen politische Gefangene in den USA und deren Haftsituation. 
Das Tribunal findet in New York im Hunter College vom 7. - 10. De- 
zember 90 statt, wobei am letzten Tag, dem internationalen Men- 
schenrechtstag, eine Pressekonferenz stattfinden wird. Die Ergeb- 
nisse des Tribunals sollen in eine dynamische Kampagne zur Freilas- 
sung aller politischen Gefangenen münden. Sie werden gedruckt und 
Mitgliedern des US-Senats und des Repräsentantenhauses sowie der 
UNO und anderen internationalen Menschenrechtsorganisationen 
und der Presse gegeben. Sie sollen ferner als Arbeitsbasis für die 
UNO-Menschenrechtskommission in Genf, die Menschenrechts- 
kommission der Organisation Amerikanischer Staaten und die inter- - 
nationale Menschenrechtskonferenz in Moskau 1991 dienen. Letzt- 
endlich soll alles in Buchform veröffentlicht werden. Die Info-Büros 
in der BRD und andere Interessierte sind herzlich zur Teilnahme ein- 
geladen, für Unterkunft wird gesorst. 
Interessierte wenden sich an 
Dr. Luis Niever Falcon 
Human Rights Conference 
24 East 116th Street 
New York, NY 10029 
Telefax: 212-860-41 01 


den Koordinator: 
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Llevamos las letras — Wir tragen die Buchstaben 


Folgende Erzählung entstand 1987 im 
Gefängnis Sorta in Spanien. Ste wurde in 
einem Buch mit Erzählungen und Ge- 
dichten von den Gefangenen aus der 
PCE(R) und der GRAPO veröffentlicht. 

Dieses Buch heifst „Dentro y fuera — re- 
sistencia, „Drinnen und draußen — 
Widerstand“ Es konnte damals entste- 
hen, weil die Gefangenen noch in einer 
großsen Gruppe zusammen waren. 

In der Erzählung wird von den Gedan- 
ken einer Mutter einer politischen Gefan- 
genen berichtet nach einer Demo, in der 
es um die Forderung nach Freilassung der 
Gefangenen aus PCE(R) und GRAPO 
ging. Wir Angehörige finden die Erzäh- 
lung so schön, weil wir uns auch selbst ein 
Stück darin wiederfinden. Wir hatten 
Lust, auch mal so etwas in unserem Info 
zu veröffentlichen. 


— Eh, Mädchen, warte, lauf nicht wei- 
ter! Ja, dich meine ich. Mensch, dein 
Gesicht; jeder, der dich sieht, weiß, daß 
du von einer Demonstration kommst. 
Hak’ dich bei mir ein, diese Bestien 
sind nicht fähig, sich mit einer Alten 
wie mir einzulassen. Und wenn sie fra- 
gen, sagen wir, du seist meine Tochter 
und wir gingen nach ... Na egal, wo- 
hin. Aber jetzt beruhig’ dich erstmal. 
Hast du gesehen, wie sie pelotas (Gum- 
migeschosse) abschossen? Ich mußte 
auch laufen, kaum faßbar. In meinen 
Jahren, die da auf meinen Beinen la- 
sten, und eben war mir sogar so, als ob 
sie es nicht mehr machen würden. 
Wenn irgendwann einmal die olympi- 
schen Spiele des Alters abgehalten wer- 
den, werd’ ich dran teilnehmen, schik- 
ken die mir einen Polizisten hinterher, 
bekomme ich mit Sicherheit ’ne kleine 


Medaille ... 


— Nein, Tochter, bei der Virgen del 
Carmen, nein. Da sollte man mal se- 
hen, wie ihr jungen Menschen seid; ihr 
seht eine Runzlige und Grauhaarige, 
und schon meint ihr, wir seien nur gut 
dazu, mit Süppchen und gutem Wein 
zu Hause zu bleiben. Mal sehen, was du 
meinst, woher ich komme. Du mußt 
mich gesehen haben. Ich ging mit ande- 
ren Mädels meines Alters an der Spitze 
der Demonstration, wo wir ein Trans- 
parent trugen. Naja, es waren Plakate, 
auf die die Buchstaben gemalt waren. 
Das machen wir, weißt Du? Wir zeich- 
nen sie auf den Karton, dann malen wir 


sie rot und fertig. So springen sie sehr 
ins Auge, daß jeder — der nicht gerade 
blind ist — sie auf hundert Meter Ent- 
fernung sieht. Acht waren wir, und je- 
de trug ihren; meiner war das T. Das 
Elend ist: Als sie mit den Botas de 
humo (Rauchgranaten) anfingen, war 
es dann nicht mehr möglich, das Wort 
zu lesen. Das M war neben dem S. Das I 
vor dem N, also ein wahres Durchein- 
ander. Klar, später waren nicht einmal 
mehr die Plakate zu sehen; ich konnte 
sogar nicht mehr die anderen sehen, die 
bei mir waren; wir wurden auseinan- 
dergerissen, und du siehst ja, jetzt geh’ 
ich hier neben dir, unterm Arm einge- 
hakt wie... Wie heißt du übrigens ... 


— Ich versteh dich nicht; na, ist egal, 
atme tief durch, damit man dir das Ren- 
nen nicht ansieht; vielleicht ist hier 
einer von denen, holt seine Marke raus 
und los! Zum Kommissariat. Um mich 
mache ich mir keine Sorgen; ich weiß, 
daß sie mir letztendlich nicht viel tun, 
das einzige ist der Schrecken, den mein 
Mann bekommen würde, wenn er 
sieht, daß ich nicht komme, aber ihr 
jungen Leute seid am schlimmsten 
dran, und dich würden sie sicherlich 
verprügeln, zumindest, um dir die Lust 
zu nehmen, wieder hinzugehen. 

Schau, du wirst schon ruhiger. Auf 
jeden Fall bist du hübscher als vorher. 
Ja, lach’ nicht, auch wenn ihr immer 
hübsch seid. Du lachst weiter! Schon 
möglich, daß ich gerade viel Blödsinn 
rede, das sind die Nerven. Ich beginne 
langsam, die Beine zu spüren. Ärger- 
lich! 

Trotzdem, seit einer Weile komme 
ich mir vor wie ein Hase, wenn meine 
Tochter mich sieht, glaubt sie’s nicht. 
Morgen muß ich ihr es erzählen, wenn 
ich sie besuche, bestimmt krümmt sie 
sich vor Lachen in dieser Besucherzel- 
le, und dann wird sie mit mir reden, 
ohne aufzuhören, mich anzulächeln. 
Und ich will sie lächeln und aus vollem 
Herzen lachen sehen, wenn es auch nur 
durch das Glas ist, denn es ist ja traurig 
genug, Tag für Tag eingeschlossen sein 
zu müssen. Außerdem, Mädchen, brau- 
che ich das, sie lachen zu sehen, weil es 
das einzige ist, was sie mir von ihr las- 
sen. 


— Ach ja; siehst du, die Nerven ...? 
Ich hab’ angefangen, von meiner Toch- 


- Tochter sagen .. 


ter zu sprechen, ohne drauf zu achten, 
daß wir uns gerade einen Augenblick 
kennen. Ja, sie ist im Gefängnis. Denk’ 
nicht, daß ich mich schäme, das zu sa- 
gen; was sie gemacht hat, ist nichts, 
wessen ich den Kopf senke, im Gegen- 
teil, meine Tochter ist gar nicht fähig, 
etwas Schlechtes zu tun. Sie ist Gefan- 
gene, weil sie Kommunistin ist und 
Guerillera und nicht Terroristin, wie 
alle diese unverschämten Kerle von den 
Zeitungen sagen . 


— Ja? Gerate ich in Begeisterung, wenn 
ich von diesen Dingen spreche? Ach, 
Tochter, es muß die Macht der Ge- 
wohnheit sein; ich habe so viele Rein- 
fälle erlebt, daß einer den anderen über- 
trıfft. Wenn du sehen könntest, wie ich 
ernste Leute hab’ sehen und hören 
müssen, die sich sogar links nannten, 
selbst Jugendliche wie du! Ungeheuer- 
lichkeiten von den Genossen meiner 
. Daher zieht es eine 
auf alle Fälle jetzt vor, die Dinge von 
Anfang an richtig zu stellen. Es macht 
mich froh, daß du keine von denen 
bist; es gibt immer weniger ... Meine 
Tochter Terroristin! Alle unsere Kin- 
der Terroristen! Was für eine Lüge! 


— Ja, ich rede von mehreren, weil die 
anderen, die mit mir gingen, auch ıhre 
Kinder im Gefängnis haben. Und für 
uns jedenfalls sind sie alle unsere Kin- 
der. Du solltest sie sehen. Sie sind so 
hübsch und fröhlich. Und die Kinder! 
Was für muchachos wir haben! Die, 
die da ins Fernsehen kommen, sehen 
neben ihnen wie Flaschen aus. Naja, in- 
telligent sind sie alle ein Weilchen. Du 
fragst sie irgend etwas, und sie wissen 
eine Antwort zu geben; aber weißt du, 
egal bei was, unsere sind ja deshalb 
drinnen, weil draußen würden sie es 
übernehmen, die Punkte auf die ı’s zu 
setzen, und zwar gut zu setzen. Das ist 
der Kummer, daß sie, die so viel ma- 
chen könnten, da drinnen sind, und 
wir, du siehst ja, ein paar wenige Müt- 
ter, ein paar Alte, die wir schon fast 
nicht mehr laufen können, noch so viel 
wie sie wissen, wir hier auf der Straße. 
Wenn wir nur jünger wären! Weil so 
ist es nicht dasselbe; was wir machen 
können, ist sehr wenig, und sie im Ge- 
fängnis, so wie sie sie behandeln, wie sie 
das machen, das reinste Spießrutenlau- 
fen, kaum ihnen zu essen zu geben, 
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nicht frei zu sein und die Sonne spüren 
zu können, nicht mit ihren Kindern zu 
leben ... 


— Nein, ich weiß ja, eines Tages wer- 
den sıe wieder bei uns seın, deshalb tra- 
ge ich das T oder dasM oder das A, und 
du warst ja auch da und viele andere 
Leute. Du hast die Demonstration ja 
gesehen. Wirklich waren wir aber eben 
nicht übermäßig viele, und da liegt das 
Problem, daß wir das sein müssen, da- 
mit sie rauskommen, damit sie wieder- 
kommen. Seit so vielen Jahren kann 
meine Tochter nun schon nicht bei uns 
sein! Und klar, wir werden allmählich 
alt, deshalb vermisse ich sie immer 
mehr, weil sie uns nicht allein lassen 
würde, sie uns pflegen würde und ich 
ihr auch meine Sachen erzählen könn- 
te, die Probleme, die ich habe. Sie be- 
stimmt, sie würde mich ermutigen, 
aber vor allem, Mädchen, wäre ich 
nicht allein. Jetzt erzählt man es ihnen 
nicht, weıl weshalb sollte sie noch 
mehr Probleme wollen. Als ob sie 
nicht schon genug hätte! Und wenn sie 
es merkt — und sie hat ein Sehvermö- 
gen ... — und mich fragt, nehme ich 
ihnen die Wichtigkeit. Es sind Lappa- 
lien, sag’ ich ihr, wie wenn es hier oder 
dort wehtut, eine normale Sache, weil 
in meinen Jahren geht’s nicht, wie eine 
Rose sein zu wollen; oder wenn ich kei- 
ne Arbeit finde. Du siehst ja, bestimmt 
würdest du jetzt nicht alles dransetzen, 
wenn sie, um dich einzustellen, drei 
Plätze streichen. Na ja, ich weiß, das al- 
les, was ich dir hier sage, ist mehr eine 
Illusion als was anderes, weil ich weiß 
ja auch, daß wenn sie rauskommt, sie 
wieder weggehen wird, sie hat es mir 
schon oft gesagt, obwohl es gar nicht 
nötig ist, daß sie es mir sagt; aber es fällt 
schwer, sich an den Gedanken zu ge- 
wöhnen. Ich habe mehrere Jahre voller 
Angst gelebt, auf die Nachricht war- 
tend, daß sie sie verhaftet haben oder — 
noch schlimmer — getötet, und daran 
ist es schwer, sich zu gewöhnen. 


— Nein, natürlich ist es mir nicht lie- 
ber, daß sie im Gefängnis ist. Dort bist 
du in ihren Händen. Und was für Hän- 
den! Ein Eisenhandschuh ist das. Ich 
möchte, daß sie draußen ist, wenn auch 
die Jahre, die mir zu leben bleiben, 
über mich weggehen; meine Angst um 
sie. Ich will, daß sie draußen ist, weil 
ich weiß, daß sie frei ist, der Freiheit 
entgegengeht, Mädchen, wir sind im 
Recht, dafür kämpfen sie. Hast du auf- 
gepaßt, wie lange wir jetzt schon ge- 
hen? Ich halte dich hier mit meinen 


Nichtigkeiten fest, während du be- 
stimmt Freunde hast, mit denen du et- 
was abgemacht haben wirst. Ich laß 
dich jetzt weg, sie werden auf dich war- 
ten. Wir sind schon weit vom Ort der 
Demonstration entfernt, und es ist 


nicht mehr gefährlich. 


— Nein? Gut, also dann gehen wir 
noch ein wenig weiter spazieren, du 
merkst ja, daß ich nicht müde werde, 
zu reden und zu reden. Aber nur ein 
Weilchen noch, ich möchte nicht sehr 
spät nach Hause kommen, und du 
darfst dich auch nicht sehr verspäten, 
kann sein, daß deine Eltern beunruhigt 
sind wegen dir, wie es bei mir war, 
wenn sie später gekommen ist. 


— Denn du solltest nicht zu diesen Sa- 
chen kommen, ohne ihnen Bescheid zu 
sagen, man weiß nie ... 


— Ach, das ist unterschiedlich, ich 
weiß ja, daß nicht alle Eltern sind wie 
ich; aber denk bloß nicht, ich hätte da 
keine Probleme. Ich habe noch mehr 
Kinder, die auch nichts von dem verste- 
hen, was ich mache, und mein Mann 
... Der Arme sagt, daß es keinen Sinn 
habe; nein, er hindert mich nicht dran, 
doch sobald ich etwas machen will, 
Flugblätter verteilen oder sprühen ge- 
hen, lebt er nicht, solange ich nicht 
nach Hause komme. Deshalb muß ich 
mich beeilen, also gehen wir bis zur 
Bushaltestelle. 


— Klar kann man sie besuchen! Denn 
sie sind so sehr zufrieden, wenn die 
Leute sie im Gefängnis besuchen kom- 
men; und noch mehr, wenn es junge 
Menschen wie du sind, uns Alte ken- 
nen sie ja schon. Du müßtest mir aber 
deinen Namen geben, damit ich ihr Be- 
scheid sage, oder du schreibst ihr selbst. 
Oder noch besser, schau, wir machen 
es anders. Warum kommst du nicht 
morgen oder übermorgen in den Raum 
der Asociación de Familiares und wir 
reden darüberM orgen nachmittag? 
Dann erzähle ich Dir, wie mein Besuch 
war. Notier’ dir mal die Adresse. Ich 
warte dann auf dich. Bis morgen ... 


„Na so was, na so was, du Fünfzigerin. 
Tust dich mit der Jugend zusammen 
und denkst dir schon, daß die Jahre 
rückwärts laufen. Aber ... Wie gut 
sich eine fühlt! Wie nett dieses Mäd- 
chen war! Anerkannt hat sie jedenfalls, 
daß sie dich schon ein Weilchen ertra- 
gen mußte; das, wo sie dann sagen, die 
junge Leute seien immer auf ihren Vor- 


teil bedacht, wenngleich ... sagst es ja 
selber von deinen Kindern auch. Na 
gut, tust es nur manchmal, nicht wahr? 
Das kommt, weil du schon alt bist und 
der Schwung der Jugend manchmal ... 
Nein, Male gibt es nicht, ist nicht rich- 
tig, was denn von uns, wenn ich nicht 
für ihren Schwung wäre, wenn sie 
nicht wären ... der Bus! Er wird dir 
wegfahren. Lauf, wirst dich sonst ver- 
späten zu Hause. Ach, Mutter! Lauf, 
lauf zu, er fährt los... He, warten sie 
... Hallo... Warte ...! Nichts, im- 
mer dasselbe, denen ist es egal, ob du 
nun jung oder alt bist . .. Und schau, er 
hat dich doch laufen sehen. Jetzt auf 
einen anderen warten, mit all dem, was 
ich noch machen muß. Was bin ich er- 
schöpft, und was tun mir jetzt die Beine 
weh! Bestimmt wird dir eine der 
Krampfadern einen üblen Streich spie- 
len, und dann die ganze Arbeit, die dich 
zu Hause erwartet. Mußt noch das Es- 
sen machen, um es morgen deiner 
Tochter zu bringen, einen Haufen 
Kleider abgeben und ... Wenn hier 
wenigstens eine Telefonzelle wäre, um 
anzurufen und ihnen zu sagen, daß sie 
beruhigt sein können, aber du läufst 
dann Gefahr, noch einen Bus zu verpas- 
sen. Letzten Endes wirst du heute 
nacht wieder ganz spät ins Bett kom- 
men, brauchst ja auch nicht viel Schlaf. 
Wirst schon sehen morgen, wenn du 
ihr sagst, was du in das Paket gesteckt 
hast. Sicherlich antwortet sie dir, war- 
um du bloß so viel Geld für das Essen 
vergeudet hast, doch ihre Augen wer- 
den strahlen; als ob ich sie nicht kennen 
würde! Sie kann es nie verheimlichen, 
daß es ihr gefällt, wenn du ihr etwas 
bringst. Außerdem, daß sie mit dir 
schimpft, ist dir gleich, ihr fehlt, was du 
hast, die freie Luft ... Und wenn du 
ihr das mit dem Mädchen heute er- 
zählst ... Zu sehen, wie die nach und 
nach die Sachen in ihre Hände nehmen, 
wo wir nicht mehr viele Wege machen 
... Na endlich, da kommt ja dieser 
Klapperkasten mit vier Rädern. Mal 
sehen, wie du jetzt mit diesem Bein hin- 
aufkommst, du Athletin. Morgen, 
wenn du sie besuchen gehst, mußt du 
aufpassen, daß sie nicht merkt, daß du 
humpelst, weil sonst macht sie sich Sor- 
gen und denkt, daß es von einem Gum- 
migeschoß ist, und das willst du ihr 
nicht sagen. Du weißt ja, wie deine 
Tochter ıst2 ois 


Aus: „Dentro y fuera — resistencia“ („Drinnen 
und draußen — Widerstand“, Erzählungen von 
den Gefangenen aus der PCE(r) und den 
GRAPO in Soria; Spanien, 1987). 
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El Salvador 


Zu dem Verschwindenlassen von den 
politischen Gefangenen in El Salvador 


Mitteilung von Radio Venceremos zu den politischen Gefangenen 
"in El Salvador: | 

Folgende Nachrichten des salvadorianischen Radiosenders YSKL 
(gilt als zuverlässige Quelle, bringen oft Informationen von Radio 
Venceremos oder der FMLN) vom 23. 8.90 erreichten unser Presse- 
büro in Köln: _ 

Über die Verlegung von Gefangenen 

Miguel Montenegro sagte, daß die Verlegung der sozialen und politi- 
schen Gefangenen gegen ihre Organisierung und die Einforderung 
ihrer Rechte in den Gefängniszentren zielte, indem sie von einem Ort 
zum anderen verlegt wurden. Montenegro: ‚Wir haben den Fall un- 
tersucht, und tatsächlich wurden die politischen Gefangenen in den 
Stunden des Morgengrauens herausgeholt, sie wurden bedroht und 
beschimpft von Elementen der Wachmannschaft, der Guardia Na- 
cional und der Ersten Brigade, und es wurden insgesamt 33 politi- 
sche Gefangene in das Gefängnis Santa Ana und 34 in das Gefängnis 
San Vincente verlegt. Ihr Ziel dabei ist es, zu versuchen, eine massi- 
ve Konzentration von politischen Gefangenen zu verhindern, weil 
sie von der These ausgehen, daß die Konzentration von politischen 
Gefangenen bedeutet, daß sie stärker sind und daß sie dann mehr 
Forderungen aufstellen würden, wie es die politischen Gefangenen 
von COPPES (das ist die Organisation der politischen Gefangenen in 
El Salvador — Anm. der Red.) 1985, 1986 und 1987 gemacht haben, 
wo die Gefangenen eine sehr starke Kraft hatten und ihre Opposition 
sehr groß war. Und in diesem Sinn versuchen sie zu verhindern, daß 
die politischen Gefangenen ihre Opposition bilden und ihre Forde- 
rungen im Bezug auf die Rechte, die ihnen zustehen, aufstellen kön- 
nen.“ 

Diese Erklärung stimmt nicht mit denen des Kommandanten der 1. 
Infanteriebrigade, Cnel. Francisco H. Fuentes, überein, der jegliche 
Beteiligung seiner Einheiten an dem besagten Überfall bestritt. 

Diese Erklärung wurde von Montenegro formuliert, nachdem er 
an einem nationalen Forum über Menschenrechte teilnahm, die heu- 
te von der besagten Kommission in einem Hotel in der Hauptstadt 
durchgeführt wurde mit dem Ziel, die Situation der Menschenrechre 
im letzten Jahrzehnt zu diskutieren und zu analysieren. 

Der Radiosender YSU brachte am 23. 8.90 dazu folgende Nach- 
richt: : 

Verlegung politischer Gefangener 

Die Verantwortlichen des Gefängnisses La Esperanza wiesen die 
Version zurück, daß die politischen Gefangenen entführt wurden. 
Sie versicherten, daß es sich um eine Routine-Verlegung in die Ge- 
fängnisse Santa Ana und San Vincente handelte. Die Gefängnisver- 
antwortlichen bestritten außerdem, daß es politische Gefangene in 
den Gefängnissen El Salvadors gäbe, sondern es gäbe nur Gefangene 
wegen Delikten der Subversion. Der Kommandant des 1. Infanterie- 
bataillons mit Sitz in San Salvador, Cnel. H. Fuentes, stellte eben- 
falls fest, daß es völlig falsch wäre, daß seine Truppen Gefangene 
aus La Esperanza zu dem Datum und der Uhrzeit, die die Menschen- 
rechtskommission angegeben hatte, geholt hätten. Nach Angaben 
von humanitären Organisationen gibt es mehr als 400 Gefangene in 
den diversen Gefängnissen des Landes, die wegen politischen Delik- 
ten angeklagt sind. 


El Salvador: Pressemitteilung von COMAFAC 


Das Komitee der christlichen Mütter und Familienangehörigen 
COMAFAC „Padre Octavio Ortiz — Hermana Silvia‘ gibt die fol- 
gende Anzeige unserer Familienangehörigen bekannt, die im Ge- 
fängnis von Santa Ana gefangen sind. Sie besagt: 


Santa Ana, 6. September 1990, Kommuniqué der Gefangenen im 
West-Gefängnis von Santa Ana 

Wir teilen der nationalen und internationalen Öffentlichkeit mit, 
daß wir — angesichts der Tatsache, daß wir alle Mittel ausgeschöpft 


haben, den Generaldirektor der Gefängnisse aufzufordern, unsere 
Ernährung zu verbessern — uns gezwungen sehen, einen in Stufen 
fortschreitenden und unbefristeten Hungerstreik durchzuführen. 
Dieser wird am 7. September eröffnet, beginnend mit 50 Gefange- 
nen; später werden sich weitere anschließen, wenn unsere Forderun- 
gen nicht erfüllt werden. 

Wir möchten klarstellen, daß die Ernährung nicht die einzige For- 
derung ist, weil in diesem Gefängnis die nicht mehr erträglichen Le- 
bensbedingungen zahllos sind; da diese (die Ernährung) aber die un- 
erträglichste ist, sehen wir uns gezwungen, praktische Maßnahmen 
zu ergreifen, und wir werden nicht haltmachen, bis unsere Forderun- 
gen erfüllt werden. Wir bitten alle humanitären und Menschen- 
rechts-Organisationen um ihre moralische und materielle Solidari- 
tät, weil es in unserem Kampf um würdige Lebensbedingungen geht, 
auf die wir als Menschen ein Recht haben. 

Es lebe der Hungerstreik der Gefangenen des West-Gefängnisses 
von Santa Ana! 
Gefangene des West-Gefängnisses von Santa Ana 


Kurden-Prozesse 


Im Namen der im Düsseldorfer „Kurdenprozeß“ 
angeklagten Kurdinnen und Kurden 


Sehr geehrte Vertreter der Presse, 

der Düsseldorfer ‚‚Kurdenprozeß‘‘, der nun seit fast zehn Monaten 
seinen Lauf nimmt, wurde und wird von unserer Seite immer vor 
dem Hintergrund der Entwicklungen in Kurdistan gesehen. 

Wir haben von Anfang an erklärt, und dies trotz aller Widerrede 
aus Karlsruhe und Bonn auch weiterhin, daß dies ein politischer Pro- 
zeß ist, bei dem es darum geht, die führende Kampf im nationalen 
Befreiungskampf in NW-Kurdistan, die PKK, zu terrorisieren und 
zu kriminalisieren. Wie das konkret vorgeht, werden im Anschluß 
die Verteidiger in ihren Erklärungen darstellen. 

Für uns wird dies an dem Punkt ganz deutlich, an dem führende 
Leitstellen des türkischen Staates in Militär und Verwaltung ganz of- 
fen auf diesen Prozeß als wichtige Stütze bauen und in ihren Opera- 
tionsplänen erwähnen. 

So wird in einem ‚‚Operationsbefehl Nr. 4 der Gendarmeriekom- 
mandatur für innere Sicherheit in der Provinz Diyarbakir‘‘, das den 
Stempel geheim trägt und sich in unseren Händen befindet, unter der 
Überschrift „Neuordnung für den Sommer des Jahres 1989“ u.a. 
auf den Prozeß in Düsseldorf verwiesen und die Tatsache, daß hier - 
angeblich „führende oder wichtige Mitglieder der Organisation an- 
geklagt sind‘, als „wichtiger Verlust für die PKK‘“ bezeichnet. (Sie- 
he Zusatz mit der Aktennr. KKK ISTH 3590-662-89/YKF v. 
103. 89) 

Seit dem Frühjahr d. J. hat die kurdische Bevölkerung in einem re- 
gionalen Aufstand ihre Haltung noch einmal klar gemacht und der 
Kampf unter der Führung der PKK/ERNK/ARGK eine neue Quali- 
tät erreicht. Der türkische Staat antwortete auf diese Erhebung mit 
der Verschärfung des Ausnahmezustandes in ein De-Facto-Kriegs- 
recht. Diese Situation wird von beiden Seiten als Kriegszustand be- 
zeichnet. 

Unsere Zeit hier reicht nicht aus, um die aktuelle Lage in Kurdi- 
stan ausführlich darzustellen. Fest steht jedoch, daß die 129a-Ankla- 
ge eine direkte Intervention in diesen Regionalkonflikt durch die 
BRD ist. Denn der 129a sprengt in seinen Konsequenzen eben doch 
den Rahmen eines ‚strafrechtlichen Prozesses‘“. Die Verurteilung 
der PKK als terroristische Vereinigung ist eine weitere massive Un- 
terstützung der Türkei auf der Linie der politischen, wirtschaftli- 
chen, militärischen und geheimdienstlichen Unterstützung, wie zu- 
letzt bei der Verschleierung des Skandales um die 15 Angehörigen 
des MIT. : 

Angesichts der Entwicklung in Kurdistan nimmt die BRD mit die- 
ser Intervention eine besonders reaktionäre Position ein. 

Deshalb wiederholen wir hier noch einmal unsere Forderung nach 
der sofortigen Einstellung des 129 a-Prozesses und der Freilassung 
aller inhaftierten Kurdinnen und Kurden. 

Hüseyin Celebi 
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Presseerklärung der Verteidiger und 
Verteidigerinnen im Kurdenprozeß 


Zwischenbilanz nach drei Monaten Beweisaufnahme und den er- 
sten fünf vernommenen Zeugen: 

Auch nach dem Abbau des ‚‚Kurden-Käfigs‘‘ und der Haftentlassung 
von sieben der verbliebenen sechzehn Angeklagten im Februar 1990 
hat die Bundesanwaltschaft ihr wesentliches Ziel, die Kriminalisie- 
rung der kurdischen Befreiungsbewegung PKK, nicht aufgegeben, 
und der 5. Strafsenat des OLG Düsseldorf hat bisher alles getan, die 
Durchsetzung des Anklagekonstrukts nicht zu gefährden. Dabei 
setzt die Bundesanwaltschaft ihre seit Beginn des PKK-Verfahrens 
bekannte rechtspolitische Linie fort, neue strafprozessuale — den 
Beschuldigtenrechten feindliche — Prinzipien durchzusetzen. Nach 
Anderung des Gerichtsverfassungsgesetzes, Einführung der Kron- 
zeugenregelung und der Trennscheibe im Verhandlungssaal ist die 
bisherige Beweisaufnahme im wesentlichen gekennzeichnet durch 
die Bemühungen der Ermittlungsbehörden, den polizeilich vorge- 
stellten Sachverhalt der Beweisaufnahme in öffentlicher Hauptver- 
handlung zu entziehen. 

Die Aussagegenehmigungen der polizeilichen Zeugen wurden 
derart beschränkt, daß der Gang der Ermittlungen und die Zusam- 
menarbeit der beteiligten Stellen nicht mehr nachvollziehbar sind. 
Eine Taktik, der sich der Senat bisher untergeordnet hat. 

Bereits der erste vernommene Polizeibeamte aus Köln legte den 
Eid auf eine objektive Falschaussage ab. Trotz ausführlicher Befra- 
gung durch die Verteidigung verschwieg er bis zur Beendigung sei- 
ner Aussagen einen wesentlichen Vorgang. 

Der erste erschienene Hauptbelastungszeuge, dessen umfängliche 
Aussagen vor den Ermittlungsbehörden 1988 zur Verhaftung von 
acht Angeklagten geführt hatten, berief sich unter Hinweis auf ein 
gegen ihn geführtes Ermittlungsverfahren wegen Verstoßes gegen 
$ 129a StGB auf ein umfassendes Auskunftsverweigerungsrecht 
gem. § 55 StPO. Während die Bundesanwaltschaft in anderen 


$ 129a-Verfahren üblicherweise mit Zwangsmitteln bis zur Beuge- 


haft gegen Personen reagiert, die von ihrem Auskunftsverweige- 
rungsrecht Gebrauch machen wollen, machten sie hier das Gegen- 
teil: Sie machte sich zum Anwalt des Belastungszeugen und schlug 
ihm vor, im Hinblick auf sein eigenes Verfahren umfassend die Aus- 
kunft zu verweigern. Das Ermittlungsverfahren gegen den Zeugen 
ist nach einem Vermerk der BAW seit Sommer 1989 einstellungs- 
reif.. Es liegt daher die Vermutung nahe, daß der plötzliche ‚‚Sinnes- 
wandel“ der BAW zum Umfang des Auskunftsverweigerungsrechts 
dazu dient, zu verhindern, daß die Verteidigung durch Befragung 
dieses Belastungszeugen dessen Glaubwürdigkeit überprüfen kann. 

Da der Senat sich der interessengeleiteten Auslegung des $ 55 
StPO angeschlossen hat, bedeutet dies: Die Beweisaufnahme wird 
auf eine schlichte Reproduktion polizeilich zusammengestellter Ak- 
ten reduziert, ohne jegliche Überprüfungsmöglichkeit durch die 
Verteidigung. 

Die Zeugenschutzstelle des BKA betreut und versorgt einzelne 
Hauptbelastungszeugen zum Teil seit mehr als zwei Jahren. So be- 
zieht der für die Anklage wesentliche Zeuge N. Arslan Alias H. Peh- 
livan seit Februar 1988 Unterkunft, Verpflegung, Kleidung und 
Geld als ‚„‚Schutzmaßnahme‘“ vom BKA. Unter dem Deckmantel des 
Zeugenschutzes wird so ein umfassendes Abhängigkeitsverhältnis 
des Zeugen zu den Ermittlungsbehörden aufgebaut. Gleichzeitig ist 
ein ständiger Zugriff der Ermittlungsbehörden auf den Zeugen ge- 
währleistet. 

Entlastendes Beweismaterial wird durch die BAW unterdrückt. So 
wurde zufällig bei der Befragung eines Zeugen bekannt, daß entge- 
gen dem Akteninhalt das angeblich nicht erreichbare Opfer eines an- 
geklagten versuchten Mordes sich im November 1989 unter dem 
Schutz einer Polizeibehörde im Bundesgebiet aufhielt. Die Vermu- 
tung der Verteidigung, daß dies zu einer Vernehmung und Lichtbild- 
vorlage genutzt wurde, wies die BAW als ‚‚typisches Hirngespinst‘ 
der Verteidigung zurück. Auf einen Beweisantrag der Verteidigung 
mußte die BAW nunmehr einräumen, daß beides tatsächlich erfolgt 
war und der Zeuge die als Täter angeklagten Personen nicht identifi- 
ziert hatte, in einem Fall vielmehr ausdrücklich erklärt habe, die ent- 
sprechende Person sei ihm völlig unbekannt. Dennoch weigert sich 
die BAW weiterhin, die entsprechenden Aktenteile vorzulegen. _ 

Dieser Taktik der Ermittlungsbehörden zur Verhinderung einer 
vollständigen Aufklärung des Sachverhalts hat sich der Senat bisher 
weitgehend untergeordnet. Dieser Umstand stimmt insbesondere im 


Hinblick auf die bevorstehende Vernehmung der beiden weiteren 
Hauptbelastungszeugen bedenklich. Einer dieser beiden hat seinen 
Kronzeugenbonus bereits kassiert, hinsichtlich des anderen hat die 
BAW angedeutet, daß er unter Umständen für eine Vernehmung 
nicht mehr zur Verfügung stehe, obgleich er sich in Obhut des BKA 
befindet. Beides würde dazu führen, daß der Verteidigung eine 
Überprüfung der Richtigkeit der Aussagen verunmöglicht wird. 

Neben der Vernehmung der Hauptbelastungszeugen bereitet der 
Senat die Einführung von Urkunden im „Selbstleseverfahren‘‘ vor. 
Sollte der Senat sich hiermit durchsetzen, so würde ein erheblicher 
Teil der Beweisaufnahme unter faktischem Ausschluß der Öffent- 
lichkeit erfolgen. Dies ist um so bedeutsamer, als nach der Anklage 
die Existenz der angeblichen „terroristischen Vereinigung‘“ wesent- 
lich durch Urkunden bewiesen werden soll. 

Die Kriminalisierung der PKK wird vor dem OLG Düsseldorf und 


höchstwahrscheinlich ab Herbst 1990 auch vor dem OLG Celle vor- 


angetrieben, während in Kurdistan der Ausnahmezustand herrscht 
und das kurdische Volk sich zunehmend gegen die türkische Vor- 
herrschaft organisiert und kämpft (kurd. Intifada). Der bewaffnete 
Kampf der nationalen Befreiungsbewegung Kurdistans gegen das 
türkische Militär hat ein Ausmaß erreicht, daß von offizieller türki- 
scher Seite eine Kriegssituation angenommen wird — einhergehend 
mit zunehmenden Verhaftungen, Folterungen und Überfällen auf 
kurdische Dörfer durch die türkischen Spezialtruppen. Strenge Zen- 
sur und krasse Menschenrechtsverletzungen kennzeichnen den dor- 
tigen Alltag ... 


SEK überfällt Kurdistan-Zentrum Bielefeld 
wegen angeblicher Terroristensuche 


Am Sonntag nachmittag, 2.9., stürmten 30 bis 40 SEK-Beamte in 
übelster Rollkommando-Manier das Kurdistan-Zentrum in Bielefeld 
in der Düppelstraße und zwangen, Maschinenpistolen im Anschlag, 
nicht nur die anwesenden Erwachsenen, sich mit erhobenen Händen 
an die Wand zu stellen, sondern auch neun anwesende Kinder, sich 
bäuchlings auf den Boden zu werfen, während die Polizisten Türen 
und Schränke eintretend durch die Räume stürmten. Der Einsatz war 
vom Bundeskriminalamt: angeordnet worden, weil man angeblich 
einen wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung 
Verdächtigen im Zentrum vermutete. Das Bielefelder SEK war um 
Amtshilfe gebeten worden. 

Wir dokumentieren im folgenden eine Protesterklärung zu diesem 
Vorfall. Die Protesterklärung wurde von etwa 50 am gleichen Abend 
noch zusammengekommenen Leuten verabschiedet und an Polizei- 
präsident Kruse in Bielefeld sowie an das Landesinnenministerium 
adressiert. 

Die NW berichtete kritisch über den Polizeieinsatz. Der Öffentli- 
che Protest zeigte Wirkung. Am Dienstag veranstaltete das Polizei- 
präsidium eine Pressekonferenz unter Beteiligung des SEK-Einsatz- 
leiters. Das BKA habe dem SEK Bielefeld mitgeteilt, „ein Bielefel- 
der Mitglied der PKK sei bei einem Ladendiebstahl mit einer Pistole 
des Kalibers 7,65 angetroffen worden‘. Allerdings fehlte jede Infor- 
mation, wer das gewesen sei, wo und wann das passiert sei. Diese 
völlig ungesicherte Behauptung war dem SEK ausreichender Grund 
zu seinem bewaffneten Überfalleinsatz. Zu den Vorwürfen der Kur- 
den, daß die Beamten ausländerfeindliche Äußerungen wie „Hus- 
sein hat völlig recht, wenn er Euch alle umbringt‘‘, geäußert hätten, 
teilte der anwesende Kripochef lapidar mit, „Recherchen in den 
eigenen Reihen wie beim BKA hätten dies nicht bestätigt“. 

Für Freitag, 7.9., wurde eine Demonstration zu dem Vorfall vor- 
bereitet. Zu den Aufrufen zählt auch der Arbeiter- und Studenten- 
verein aus der Türkei. (Aus: Kurdistan-Rundbrief) 


Protesterklärung 


Heute, 2.9. 1990, fand um 17.30 Uhr ein Einsatz des SEK gegen das 
Arbeiter- und Kulturzentrum der Kurden e. V. in Bielefeld statt. An- 
geordnet wurde dies durch das Bundeskriminalamt. Der Einsatz, bei 
dem sieben Leute verhaftet wurden, fand ohne Durchsuchungsbefehl 
und ohne Haftbefehl statt. Das Kurdenzentrum wurde zum Zeitpunkt 
des Einsatzes von Besuchern zum Teetrinken und von Frauen und 
Kindern zu Folkloretänzen genutzt; einige Männer schauten Fernse- 
hen. Das Kurdenzentrum hat eine wichtige soziale Funktion an die 
in Bielefeld ansässigen Kurdinnen und Kurden. 

Der Einsatz der Polizei erfolgte in Form eines bewaffneten Über- 
falls: Beamte stürmten, Maschinenpistolen im Ansatz, ausgerüstet 
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mit Stahlwesten und Helmen, in den Raum; die Kinder wurden ange- 
wiesen, sich mit ausgebreiteten Armen auf den Boden zu legen, wäh- 
rend die Beamten Türen und Schränke eintraten. Die Erwachsenen 
mußten sich mit erhobenen Händen an die Wand stellen und wurden 
brutal durchsucht. Sieben Männer wurden ohne Angabe von Grün- 
den mitgenommen. Auf dem Polizeipräsidium wurde ihnen mitge- 
teilt, daß der Einsatz aufgrund des Verdachtes der Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Vereinigung erfolgt sei. Am gleichen Abend 
noch mußte die Polizei alle sieben wieder auf freien Fuß setzen. 

Offensichtlich steht dieser Einsatz im Zusammenhang mit dem in 
Düsseldorf laufenden PKK-Prozeß. Offenkundig sollte mit diesem 
sachlich in keiner Weise begründeten und völlig überzogenen Poli- 
zeieinsatz (ein Kind mußte mit massiven Schockwirkungen ins Kran- 
kenhaus gebracht werden!) die Solidarisierung mit den in diesem 
Prozeß Angeklagten unterdrückt und die in der Bundesrepublik le- 
benden Kurdinnen und Kurden engeschüchtert werden. 

Wir müssen in Bielefeld derzeit eine Entwicklung feststellen, die 
rassistische Ausländerfeindlichkeit begünstigt und anstachelt. Roma 
und Sinti werden als Räuber und Diebe dargestellt, die Kosovo- 
Flüchtlinge rücksichtslos abgeschoben, die Flüchtlinge im Wohn- 
heim in der Sudbrackstraße werden als Drogendealer und jetzt die 
Kurden als Terroristen aufgebaut. 

Gegen die polizeiliche Vorgehensweise und gegen die interessier- 

te öffentliche Meinungsmache protestieren wir energisch. Schon 
einmal sind in diesem Lande Menschen als derartige Feindbilder auf- 
gebaut worden. Wir fordern die Verantwortlichen auf, öffentlich 
Stellung zu diesem maßlosen, vor allem auch gegen Kinder gerichte- 
ten Polizeiüberfall zu nehmen! 
Unterzeichner: Antifa West, IBZ/Friedenshaus e. V., Bürgerinitiative Bür- 
gerwache e. V., Aktionskreis zur Freilassung der kurdischen Gefangenen, 
Bielefeld, Vereinigte Sozialistische Partei, OG Bielefeld, Volksfront gegen 
Reaktion, Faschismus und Krieg, Bielefeld, Kurdistan-Zentrum, AK Inter- 
nationalismus, Antifa-Tag im Infoladen Anschlag, Autonome Frauen-Antifa 
Bielefeld, VVN/BdA KV Bielefeld, Antifa-AG der Fachhochschule, Mar- 
tina Möller, SPD, Bezirksvertretung Mitte, Michael Ortmann, Die Grünen, 
Mitglied im Polizeibeirat, Hermann Ostermann, Betriebsrat (Gewerkschaft 
Leder) (Funktionsangaben zur Kenntnis) 





Prozesse 





Prozesse wegen Rathausbegehung und 
Besetzung des spanischen Konsulates in Hamburg 


Am 17. September 1990 beginnt vor dem Amtsgericht Hamburg der 
Prozeß gegen Udo Hergenröder und Frauke Siedenburg. Die Ankla- 
ge wirft ihnen vor, am 30. November 1988 zusammen mit 50 weite- 
ren Personen die „Tätigkeit der Bürgerschaft gehindert und gestört 
zu haben“. Udo H. soll die Gruppe angeführt und ihr den Weg in den 
Sitzungssaal gewiesen haben. Frauke S. soll dort ein Transparent 
mitgehalten und die Parole „Iso-Haft ist Folter“ mitgerufen haben. 
Das Strafgesetzbuch $ 106b sieht für „Störung des Gesetzgebungs- 
organes“ Geldstrafen oder Knast bis zu einem Jahr vor. 

Der Rathausbesuch am 30. 11. 88 hatte damals zu großer Aufre- 
gung geführt. „‚Chaoten stürmten Bürgerschaft‘‘, titelten z.B. Bild- 
zeitung und Morgenpost auf den ersten Seiten. Es war der zweite 
Verhandlungstag im 129a-Prozeß gegen Fritz Storim vor dem 
Staatsschutzsenat des Oberlandesgerichts, und der Rathausbesuch 
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war Ausdruck der großen Wut und breiten Mobilisierung gegen den 
Gesinnungsprozeß unter dem Motto: „Den Prozeß angreifen — we- 
gen mit dem $ 29a“. Die Anklage warf Fritz vor, mit der Doku- 
mentation eines Redebeitrags in der Zeitschrift „‚Sabot‘ ‘indem u.a. 
die Zusammenlegung der politischen Gefangenen gefordert wurde, 
eine terroristische Vereinigung unterstützt zu haben. Das OLG ver- 
urteilte ihn zu einem Jahr Knast. 

Außer diesen beiden Folgeverfahren im Anschluß an den Prozeß 
gegen Fritz hat heute, am 14. September, auch Betsy Meerman im 
gleichen Zusammenhang Prozeß. Ihr wird allerdings dabei ‚‚Wider- 
stand gegen Vollstreckungsbeamte‘‘ vorgeworfen. Gleichzeitig wird 
gegen Betsy wegen der versuchten Besetzung des spanischen Konsu- 
lats Anfang Februar d.J. im Zusammenhang mit dem Hungerstreik 
der Gefangenen aus Grapo und PCE/r für ihre Wiederzusammenle- 
gung verhandelt. Hierbei ist sie wegen ‚Widerstand gegen Voll- 
streckungsbeamte‘“ und versuchter Gefangenenbefreiung angeklagt. 


Lahnstein/Koblenz. Als Beschuldigter soll Peter R. beim KHM 
Becker — B. der Kriminalpolizei des Rhein-Lahn-Kreises — er- 
scheinen. Grund: Diebstahl eines Fahndungsplakates ‚Terroristen‘. 
Das ist ein neuerlicher Versuch, mal wieder Druck auszuüben. Peter 
ist u.a. nach $ 129a — wg. Werbens für eine terroristische Vereini- 
gung — verurteilt. Er ist zur Zeit auf Bewährung (1 Jahr auf 4 Jahre 
Bewährung) und unter Auflagen (Kontaktverbot zu politischen Ge- 
fangenen, ehemaligen politischen Gefangenen sowie deren ‚Dunst- 
kreis‘) draußen. Nach Hausdurchwühlungen, willkürlichen Fest- 
nahmen, die bislang zur Einschüchterung von P. und seinem ‚Um- 
feld‘ beitragen sollten, versuchen sie es diesmal mit einem Ermitt- 
lungsverfahren und somit der Drohung von Prozeß und Knast. 
Einstellung des Ermittlungsverfahren 

Weg mit den Auflagen 





Ankündigungen 





Veranstaltungen, Demonstrationen 


Bonn. 18.9., 11-13.00 Uhr, Kundgebung vor der spanischen Bot- 
schaft (Schloßstr.) für die Wiederzusammenlegung der politischen 
Gefangenen in Spanien. 


' Die Kundgebunng der Angehörigen der politischen Gefangenen 


in der BRD und West-Berlin zur Freilassung von Günter Sonnen- 
berg vor dem baden-württembergischen Justizministerium in 
Stuttgart findet am 21.9. um 13.00 Uhr statt. 


Infobüros, -läden und ZL-Plenen 


Weitere Ergänzung der im Info 47 veröffentlichten Liste der noch exi- 
stierenden Infobüros, -läden und ZL-Plenen: 

Köln. ZL-Rlenum und Info-Büro, c/o SSK, Liebigstr., 5000 Köln 
30 

Koblenz. Bündnis gegen Gesinnungsstrafrecht und Isolationsfolter, 
c/o Bürogemeinschaft, Schottenstr. 3, 7500 Konstanz. Das Bündnis 
trifft sich jeden ersten Freitag im Monat um 19.30 Uhr im Büro 
Schottenstr. 3. 
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